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    Vorwort|7|


    Parteien stehen mit ihrer Umgebung in dauerhafter Wechselbeziehung. Sie wollen ihre Umwelt gestalten, gleichzeitig aber ben Vernderungen der Umwelt, wie steigende individuelle Mobilitt, technischer Fortschritt, vernderte Mitsprache- und Beteiligungswnsche der Mitglieder und Sympathisanten oder neue Parteien mit innovativen Organisationsverfahren einen dauerhaften Anpassungsdruck auf ltere und etablierte Parteien aus. Seit vielen Jahren experimentieren diese mit teils neuen, teils adaptierten innerparteilichen Abstimmungs- und Nominierungsverfahren, mit mehr Mitgliederbeteiligung in Personal- und/oder in Sachfragen, der – teils befristeten – Einbeziehung von Nichtmitgliedern in Prozesse der Politikformulierung und innerpartei­lichen Entscheidungsfindung. All dies soll dazu beitragen, Parteien fr politisch interessierte Brgerinnen und Brger attraktiver zu machen, sie – auch fr eine vorerst temporre – Mitgliedschaft zu gewinnen, ihr Wissen und ihr politisches Engagement fr Parteien nutzbar zu machen und ihnen das Gefhl zu geben, dass sie auch in den Strukturen etablierter Parteien willkommen sind. Parteireformen zielen jedoch nicht nur darauf ab, diese an sich zu strken. Es geht auch um die Festigung der durch Parteien organisierten reprsentativen Demokratie. In den letzten Jahren haben, medial gelegentlich noch erheblich verstrkt, zahlreiche mehr oder weniger direktdemokratische und auf nur wenige Themen spezialisierte Gruppierungen sowie neue Parteien die politische "Bhne" betreten, von denen behauptet wird, sie wren nher bei den Menschen oder knnten deren Interessen besser artikulieren als die etablierten demokratischen Parteien mit ihren teilweise noch immer relativ groen und angeblich schwerflligen Mitglieder- und Funktionrs-"Apparaten". Auch wenn sich in so manchem Fall die anfngliche mediale Euphorie nicht best-|8|tigt hat, denken wir nur an die Piraten, die hart auf dem Boden der Realitt gelandet sind und heute um ihr politisches berleben kmpfen, gingen die Diskussionen um direktdemokratische Beteiligungsverfahren, um die ffnung der Parteistrukturen fr Nichtmitglieder oder die Strkung der lokalen Prsenz nicht spurlos an den etablierten demokratischen Parteien vorber. Sie suchen nach Wegen, attraktiv zu bleiben oder attraktiver zu werden, mal mit mehr, mal mit weniger Erfolg.


    Diese Studie stellt anhand von vier Beispielen aus drei Lndern Anstze und Erfahrungen mit Parteireformen dar. Sie basiert auf telefonischen und persnlichen Interviews, die die beiden Autoren im November 2014 mit Organisationsverantwortlichen der untersuchten Parteien gefhrt haben. Ich danke an dieser Stelle allen Interviewpartnern fr die Teilnahme an dieser Befragung. Manche der nachfolgend dargestellten Anstze haben sich mglicherweise noch nicht bewhrt, andere haben eventuell das Potential, nicht nur die betreffende Partei in ihrer unmittelbaren Umgebung attraktiver zu machen, sondern auch ganz oder in Teilen als Vorbild fr andere Parteien zu dienen. Wir stellen sie in dieser Studie kurz vor und leiten daraus einige Handlungsempfehlungen ab, die in die laufenden Diskussionen zum Thema "Parteireform" auch in Deutschland eingebracht werden knnen.


    Wir wnschen Ihnen, liebe Leserinnen und Leser, eine anregende Lektre.


    [image: ]


    Nico Lange

    Leiter der Arbeitsgruppe „Zukunft der Volksparteien“

  


  
    Thesen|10|


    1.

    Parteien sind politische Organisationen der politischen Willens­bildung und Teilhabe, die stark von ihrer Umgebung geprgt werden. Das zwingt sie zur dauerhaften berprfung ihrer Organisationspraxis und ggf. zur Anpassung an vernderte Rah­menbedingungen.


    2.
 Parteireform heit Umbau bestehender Strukturen und Verfahren. Sie betreffen bereits lnger bestehende Organisationen. Das Ziel einer Parteireform ist es, eine Partei attraktiver fr freiwilliges politisches Engagement zu machen. In diesem Zusammenhang muss nicht alles verndert, neu erfunden oder gar nachempfunden werden. Lokale oder regionale "Pilotversuche" helfen, gangbare Wege fr Parteireformen zu finden. Wichtig ist, dass sie glaub­wrdig und nach innen wie auen gut begrndet sind.


    3.
 Die meisten Reformanstze richten sich an die derzeitigen Mit­glieder, die strker als bisher an innerparteilichen Diskussionen, der Programmformulierung und Entscheidungsverfahren betei­ligt werden sollen. Die komplette ffnung fr Nichtmitglieder und andere weitreichende Reformen zu Lasten des traditionellen Mitgliederstatus stoen jedoch auf Widerspruch bei den Beitrag zahlenden Mitgliedern und Funktionstrgern. Sympathisanten werden zwar bentigt und eingebunden, sie erhalten jedoch meist |11|nicht dieselben Mitspracherechte wie regulre Parteimitglieder. Auch Parteien, die zu Reformen bereit sind, legen einen gewissen Strukturkonservatismus an den Tag.


    4.

    Parteireformen sind kein Selbstzweck, sondern Bedingung fr fortwhrenden Erfolg. Ihre Umsetzung gelingt nur nach vor­her ermitteltem Bedarf und im Dialog mit allen Organisations­ebenen und vor allem mit den Mitgliedern.


    5.
 Die Wahrscheinlichkeit fr umfassende Parteireformen ist am hchsten nach enttuschenden Wahlergebnissen, anderen Kri­senerscheinungen (z. B. anhaltender Mitgliederschwund) oder Fhrungswechseln. Das schliet jedoch die Reformbereitschaft gegenwrtig erfolgreicher Parteien keineswegs aus. Auch sie sind gezwungen, innerparteiliche Verfahren laufend zu ber­prfen und bei erkannter Notwendigkeit an sich ndernde Umweltbedingungen anzupassen.


    6.
 Die hier genannten Anstze sind vermutlich notwendige Schritte, die Attraktivitt der betreffenden Parteien zu erhhen, aber noch lngst keine hinreichenden. Ihr Erfolg lsst sich derzeit noch nicht sicher abschtzen.

  


  
    Einleitung|12|


    Die Befunde der Forschung sind eindeutig und ernüchternd. Sofern das Ziel von Parteireformen tatsächlich darin bestand, den anhaltenden Mitgliederschwund vor allem der etablierten Groß- oder Volksparteien durch attraktivitätsfördernde Refor­men zu stoppen oder gar umzukehren, dann muss man den Negativbefunden wohl zustimmen. Was auch probiert wurde, die Reformen haben die rückläufige Mitgliederentwicklung besten­falls verlangsamt, gedreht haben sie die seit mehr als 20 Jahren anhaltende Entwicklung ebenso wenig wie sie etablierten Groß- oder Volksparteien spürbar attraktiver für mehr organisierte politische Teilnahme gemacht haben (z. B. Jun 2009, Schroeder und Neumann 2010, Schlote 2011, van Nijnanten 2014).


    |13|So wichtig aktive Beitrag zahlende Mitglieder und die gesamte außerparlamentarische Mitgliederorganisation für Parteien sind (dazu stellvertretend für viele andere: Scarrow 1996), so überholt scheint der Blick auf die reine, in der Tat kleiner werdende Zahl. "Mitgliederpartei" kann eine Partei aber auch heute noch sein. Dazu muss sie nur mehr für ihre Mitglieder tun, ihnen mehr und andere als die bisherigen Mitsprachemöglichkeiten einräumen, den (Neu)Mitgliedern das Gefühl geben, dass sie wirklich will­kommen sind, oder dass das vorhandene Wissen der Mitglieder von Anbeginn stärker genutzt wird – vorausgesetzt, die Mitglieder wollen das mehrheitlich auch. Allzu oft hat es den Anschein, als klafften zwischen den Ideen der Parteiführung und der Parteibasis auf der einen Seite und der Partei insgesamt und den Wählern auf der anderen Seite mehrere nur schwer überbrückbare Präferenzlücken. Die einen meinen, sie müssten ihre Parteien durch veränderte Beteiligungs- und Entscheidungsverfahren sowie verbesserte, direkte online-Kommunikation nach innen und außen "fit" für die Zukunft machen, damit sie dem rasanten sozialen und technischen Wandel Stand halten. Die anderen meinen, Parteien seien wert- und zum Teil strukturkonservative Organisationen, die nicht jeden Trend mitmachen oder genauer, ihm hinterherlaufen müssten. Wählerinnen und Wähler, die zwar mit einer bestimmten Partei sympathisieren, sich aber zwischen Wahlen eher sporadisch für (Partei)Politik interessieren, ver­folgen derartige Debatten eher verwundert, denn sie erwarten in der Regel vor allem, dass es ihnen, ihren Familien und dem Gemeinwesen "gut" geht.


    Für die Verantwortlichen jeder Partei stellen Parteireformen immer einen Balanceakt zwischen den Erwartungen der lang­jährigen aktiven Mitglieder und der mittleren Funktionärsebene zum einen und der Wählerschaft zum anderen dar. Kaum ein Reformziel ist kostenlos zu erreichen. |14|Abstimmungsberechtigte Nichtmitglieder sind ebenso ein zweischneidiges Schwert wie Quotenregelungen, da die Gefahr besteht, den Traditionskern einer Partei zu frustrieren, ohne die angestrebte Zielgruppe zu erreichen oder gar dauerhaft zu binden. In so einem Fall stünde eine Partei am Ende womöglich mit nahezu leeren Händen dar.


    Für Parteien sind Reformansätze auch eine strategische Frage: Was können wir mit welchem Ansatz und zu welchem Preis erreichen? Wie kommen wir dem Bedürfnis der Öffentlichkeit und zumindest eines Teils der potentiellen Anhängerschaft nach mehr Beteiligung in Sach- oder Personalfragen nach – vorausgesetzt, es besteht –, ohne die bisherigen Entscheidungsträger in der Partei zu demoralisieren oder gar die Partei durch zu viele Entscheidungsebenen handlungsunfähig zu machen? Wie erreichen wir Menschen, die sich ein (vorübergehendes) poli­tisches Engagement vorstellen könnten, ohne die wenigen Privilegien, die eine aktive Parteimitgliedschaft heute noch mit sich bringt, vollständig zu entwerten? Liegt der Schlüssel zum Erfolg wirklich darin, die Erwartungen der urbanen, immer flexibler werdenden Mitte zu befriedigen oder doch darin, die Seele einer schrumpfenden Stammklientel zu pflegen? Zieht das eine überhaupt zwangsläufig das andere nach sich? Trägt eine positive Erwähnung in der Hauptstadtpresse langfristig, gerade vor dem Hintergrund, dass die immer noch wert- und strukturkonservative Basis in der Provinz ihre sich wandelnde Partei kaum noch wiedererkennt?


    Die Beantwortung all dieser Fragen setzt gute Kenntnisse über die eigene Partei, über demographische Entwicklungen, politische Präferenzen und Präferenzbildung der umworbenen Anhänger ebenso voraus wie strategische und – sofern möglich – politische Weitsicht. Wie entwickelt sich das nationale oder das europäische Parteiensystem? Wie die Europäische Union? Bleibt |15|die politische "Großwetterlage" stabil oder muss mit regionalen, europäischen oder gar globalen Krisen gerechnet werden und wie reagieren Parteien (und Regierungen) darauf? All das macht Politik im Allgemeinen, politische Planung oder Parteireformen im Besonderen zu einer Rechnung mit vielen Unbekannten. Vermutlich gibt es ebenso wenig die "goldene Regel" für erfolgreiche Reformen, wie es eine Blaupause geben kann, die für alle Parteien gleichermaßen hilfreich ist.


    Das ist auch nicht die Absicht dieser kompakten Studie. Mit ihr suchen wir parteien- und länderübergreifend nach Ansätzen von Parteireformen und anderen Neuerungen sowie deren Auswirkungen. Denn trotz aller Abgesänge auf Parteien oder bestimmte Parteitypen (Walter 2009, Lösche 2009, Seils 2010) oder gar die Parteiendemokratie sind zwei Dinge festzuhalten: Erstens sind Parteien per se kein generelles Auslaufmodell. Noch immer erfüllen sie etliche der ihnen zugeschriebenen systemrelevanten Funktionen wie die Erarbeitung politischer Langzeitprogramme, die Unterbreitung von Lösungsvorschlägen für konkrete Probleme, Rekrutierung und Auswahl politischer Kandidaten, Teilnahme an Wahlen, Regierungsbildung und -ausübung oder Ausübung der Oppositionsrolle. All das leisten Parteien, und zwar nur Parteien, immer noch und es nicht abzu­sehen, dass sich daran etwas ändern wird. In Deutschland ist dies sogar (grund)gesetzlich vorgeschrieben[1]. Zweitens befinden sich Parteien nicht grundsätzlich im Sinkflug. Einige melden sogar Mitgliederzulauf, wenngleich auf relativ niedrigem Niveau oder mit einstelligen Wahlergebnissen, z. B. Bündnis 90/Die Grünen oder die österreichischen NEOS (Niedermayer 2013, Der Standard 2014). Gänzlich unattraktiv kann das Organisations-, Repräsentations-, Teilnahme- und Gestaltungsmodell "Partei" also nicht sein. Die genannten Beispiele zeigen allerdings auch an, unter welchen Bedingungen Parteien attraktiv sind oder es |16|möglicherweise wieder werden, nämlich nach empfindlichen Wahlniederlagen und anschließendem Führungswechsel wie bei Bündnis 90/Die Grünen oder als Neugründung, die von Anfang an auf neue Beteiligungsformen und generell ein "neues" Image setzt.


    Unabhängig vom Alter und ihrer aktuellen Position im politischen System eines Landes gilt für Parteien als extrem umwelt-abhängige Organisationen, dass sie ihre Organisations-, Beteiligungs-, Mobilisierungs- und Kommunikationsroutinen ständig hinter­fragen und bei erkannter Notwendigkeit zumindest partiell den veränderten Anforderungen und gesellschaftlichen Bedürfnissen anpassen müssen, wollen sie nicht von aktuellen Entwicklungen, seien diese demographischer, sozialer oder technischer Natur, abgekoppelt werden. Anders gesagt, sie müssen zumindest bereit sein, sich zu wandeln, sonst geht der ohnehin stattfindende Wandel über sie hinweg. Die Frage ist deshalb nicht so sehr, ob oder dass auch heute noch fest etablierte Parteien wandlungsfähig sein müssen, sondern eher, in welchem Ausmaß, zu welchem Preis und mit welchem Erfolg.


    In dieser Studie stellen wir vier, zum Teil sehr aktuelle Beispiele näher vor. Sie repräsentieren zum einen die noch immer großen und politikprägenden Lager, die Christdemokraten einerseits (ÖVP/Österreich, CDA/Niederlande, PD-L/Rumänien) und die Sozialdemokraten (SPÖ) andererseits. Zum anderen repräsentieren sie Parteien längst etablierter westlicher Demokratien und solche aus osteuropäischen Transformationsländern. Die Informationen wurden durch leitfadengestützte telefonische und persönliche Interviews mit Organisationsverantwortlichen und Insidern aus dem näheren Umfeld der betreffenden Par­teien zwischen dem 10. und 30. November 2014 erhoben. Bei aller Unterschiedlichkeit der Rahmenbedingungen, unter |17|denen die Reformen angegangen wurden, zeigt sich, dass die Parteien noch immer großen Bedarf an Mitglieder haben und den eingetragenen wie den potentiellen Mitgliedern unterschiedliche Beteiligungsanreize bieten. Deutlich wird aber auch der kaum aufzulösende Konflikt zwischen dem Wert einer traditionellen Mitgliedschaft und den Bemühungen, politisch interessierte Bür­gerinnen und Bürger mittels neuer Verfahren an die Partei zu binden. Einen Masterplan für erfolg­reiche Reformen gibt es sicher nicht, wohl aber den einen oder anderen interessanten Ansatz.

  


  
    
      [1] Laut Grundgesetz fr die Bundesrepublik Deutschland wirken Parteien bei der politischen Willensbildung des Volkes mit (Art. 21 (2) GG). Parteien- und Wahlgesetz konkretisieren die Rolle der Parteien dahingehend, dass sie im politischen System der Bundesrepublik zwar nicht die einzig mgliche, wohl aber die bliche politische Organisations- und Rechtsform darstellt, um Kandidaten aufzustellen und an Wahlen teilzunehmen. Davon hngt am Ende sogar ihr Status ab, als Partei anerkannt zu werden (§ 2 (2) PartG, § 18 BWahlG).

    

  


  
    Parteireformen im Ausland: Vier Fallstudien|18|


    In sterreich beschftigen sich derzeit beide Volkparteien mit dem Thema Parteireformen:


    |19|Die sterreichische Volkspartei (VP) liegt genau im oben beschriebenen Trend – ihre Mitgliederentwicklung geht kontinuierlich zurck auf derzeit etwa 650.000. Seit einem Jahr unternimmt die VP die grten Reformbemhungen in ihrer Geschichte, um ihre Attraktivitt fr Mitglieder zu erhhen. Ausschlaggebend war allerdings auch ein gewisser Leidensdruck in Bezug auf die Wahlergebnisse. Von ehemals ber 42% im Jahre 2002 sind die Ergebnisse ber 34,3% (2006) und 26% (2008) auf zuletzt 24% der abgegebenen Stimmen gefallen.


    "Evolution Volkspartei" nennt sich das auf drei Sulen stehende Programm. Es umfasst sowohl eine Reform des inzwischen 20 Jahre alten Partei-Grundsatzprogramms, eine tiefgreifende Strukturreform hin zu mehr Offenheit und Flexibilitt als auch Anstze, die Attraktivitt der Partei zu erhhen. Jeder, unabhngig von einer Mitgliedschaft, konnte sich an der gerade zu Ende gegangenen Diskussionsphase beteiligen. Das Angebot, Vorschlge online zu unterbreiten und zu diskutieren, wurde von etwa 4.000 Personen wahrgenommen. Im Moment befindet sich das Projekt in der Redaktionsphase, wobei konkrete Fragestellungen entwickelt werden. Am 7. Januar 2015 startet die Bewertungsphase, bei der dann nur noch Parteimitglieder teilnehmen knnen und 25 Tage Zeit haben, Fragen ber die Zukunft der Partei mit Ja oder Nein zu bewerten. Die Ergebnisse der Bewertungsphase werden auf dem Parteitag am 12. Mai 2015 zur Abstimmung gebracht, auf dem auch das Parteistatut gendert werden soll. Das Delegiertenprinzip steht dabei allerdings nicht zur Disposition.


    Abgesehen von "Evolution Volkspartei" verzichtet die VP auf Mitgliederbefragungen. Statt dessen setzt die Partei auf Mei­nungsforschungsinstitute und Brgermeisterbefragungen, um die Stimmung der Mitglieder zu eruieren. Trotzdem soll es in |20|Zukunft verschiedene Abstimmungstools, Apps und andere Mglichkeiten von online-Beteiligungsmglichkeiten geben. Urabstimmungen zu Sach- oder Personalfragen wie die Wahl von Direktkandidaten oder der Parteivorsitzenden sowie die Urwahl des Spitzenkandidaten der Partei werden diskutiert, allerdings mit unklarem Ausgang. Um neue Mitglieder zu gewinnen und die Eintrittsschwelle zu senken, soll fr zwei Jahre eine beitragsfreie Mitgliedschaft mit verminderten Rechten angeboten werden. Kandidaturen mit offenen Listen wird es auch in Zukunft nicht geben, ebenso wie offene Vorwahlen bei der Nominierung von Kandidaten fr lokale, regionale, nationale oder Europawahlen, dafr aber eine Strkung des Persnlichkeitswahlrechts. Potentielle Mitglieder sollen auf regionaler Ebene auch ziel­gruppengenau als Migranten, Unternehmer oder junge Erwach­sene angesprochen werden. Auerdem soll es innerhalb der Partei neue Interessensgruppen geben, um gesellschaftliche Gruppen abzudecken, die es vorher so noch nicht gab. Vage sind noch die Plne zur Entwicklung eines Instruments, um auf gesellschaftliche Trends reagieren zu knnen. Angedacht sind hier online-Plattformen, Einbindungstools fr vermehrten Dialog und Schaffung einer aktiven Diskussionskultur. In Bezug auf die Auswahl der Kanle fr die Zielgruppenansprache wurde nach Ansicht der Parteifhrung "alles gemacht, was erlaubt ist".


    Die Zusammenarbeit mit Brgerinitiativen zur Strkung der lokalen oder inhaltlichen Prsenz, zur Vernetzung oder zur Str­kung des Profils der Partei spielt bei der Parteientwicklung aber nur eine untergeordnete Rolle.


    Die Fhrung der VP rechnet bei der Umsetzung der Reformen durchaus mit Widerstnden aus den eigenen Reihen, bis­her blieben sie allerdings noch aus. Dennoch seien die Reform­bemhungen der VP "zum Erfolg verdammt".


    |21|Whrend die sterreichische Volkspartei ihre fast aus­gearbeiteten Reformvorschlge bereits durch den Parteitag am 12. Mai 2015 verabschieden mchte, steht die Sozialdemokratische Partei sterreichs (SP) mit ihren Reformbestrebungen noch am Anfang. Auf dem Bun­desparteitag am 28. und 29. November 2014 wurden die als Diskussionsgrundlage dienenden Leit­an­trge verabschiedet. Innerhalb der nchsten zwei Jahre sollen konkrete Vorschlge erarbeitet werden, ber die dann im Herbst 2016 abgestimmt werden soll.


    Die SP sieht sich einer sinkenden Anzahl von Mitgliedern auf derzeit 205.000 gegenber, zudem ist die Partei beraltert. Aus den letzten Nationalratswahlen ging die SP – bei anhaltendem Negativtrend – allerdings als strkste Kraft hervor und stellt den Bundeskanzler. Ihre derzeitigen Reformbemhungen sind also nicht einem unmittelbaren Leidensdruck wie z. B. beim niederlndischen CDA geschuldet. Nichtsdestoweniger soll am Ende der Reformbemhungen nicht nur ein neues Grundsatz­programm stehen, sondern auch tiefgehende strukturelle Ver­nderungen in Form einer Neuaufstellung der Organisation auf allen Ebenen. Darber hinaus soll der Diskussionsprozess zu einem Politisierungsschub innerhalb der Partei beitragen.


    Damit startet auch die SP den "grten Parteireformprozess in der Geschichte der sterreichischen Sozialdemokratie". Das Ziel ist ein neues Grundsatzprogramm als Kompass fr die Politik. Die SP soll zudem ein attraktives politisches Bettigungsfeld darstellen. Bis zum Bundesparteitag 2016 sollen ein neues Grundsatzprogramm sowie eine Organisationsreform unter breiter Beteiligung erarbeitet werden. Die Vorgehensweise gliedert sich dabei in vier Phasen. Zu Beginn stehen moderierte Diskussionen gezielter Fragestellungen in allen Bezirken. Deren Auswertung bildet die Grundlage fr einen von einem wissenschaftlichen |22|Beirat erstellten ersten Textentwurf. Dabei sich abzeichnende kontroverse Themen werden im Zuge von offenen Symposien mit Experten diskutiert. Danach wird der Textentwurf des neuen Grundsatzprogramms smtlichen Parteimitgliedern zur Abstimmung vorgelegt – ein absolutes Novum in der Geschichte der SP. Nach Einarbeitung entsprechender nderungen erfolgt die Beschlussfassung auf dem Bundesparteitag 2016.


    Die Mitglieder sollen als Experten fr gewisse Themenfelder eingebunden werden. Eine ffnung fr Nichtmitglieder bei Veranstaltungen ist vorgesehen, nicht allerdings bei Abstimmungen. Offene Vorwahlen bei der Nominierung von Kan­didaten sowie offene Kandidaturen mit offenen Listen wird es nicht geben.


    Auerdem ist geplant, eine Willkommenskultur zu etablieren beispielsweise mit Empfngen fr Neumitglieder. Um neue Mitglieder zu gewinnen, wird gezielt auf einzelne Gruppen zugegangen, wobei hier alle Kanle genutzt werden. Wirkliche Widerstnde gab es bisher nicht, auf dem Bundesparteitag wurde heftig diskutiert, die als Diskussionsgrundlage fr die Parteireformen dienenden Leitantrge dann aber mit groer Mehrheit verabschiedet. Der Erfolg der gerade erst angesto­enen Reformen kann zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht bewertet werden.


    In den Niederlanden stt die Partei Christlich-Demo­kratischer Aufruf (CDA) ebenfalls Reformen an. Nach den dramatischen Verlusten bei den Wahlen 2010 gab es zuerst eine Evaluierungsphase, um die Partei an die sich vernderten Whlerstrukturen, aber auch an die sich wandelnde Gesellschaft anzupassen. Verstand sich der CDA frher als Partei fr jedermann, sollen nun spezifische Zielgruppen evaluiert werden. |23|Auch der CDA hat dramatische Mitgliederverluste zu verkraften. Derzeit hat die Partei noch etwa 55.000 Mitglieder.


    Um die Attraktivitt fr eine Mitgliedschaft zu erhhen, knnen sich in zurzeit 16 Vision Groups-Mitglieder zu verschiedenen Themen wie Gesundheit oder Bildung einbringen. Die Kampagnenleitung soll auf allen Ebenen professionalisiert werden. Dafr wurde 2013 eine Akademie gegrndet, die ein halbes Jahr lang 40 Personen als Kampagnenmanager ausbildete. Diese unternahmen auch eine Studienreise nach Deutschland, um den Bundestagswahlkampf zu beobachten.


    Mitgliederbefragungen gibt es nicht, ber das Grundsatzpro­gramm knnen die Mitglieder alle vier Jahre abstimmen. Die Partizipationsmglichkeiten der Mitglieder sollen aber gestrkt werden. Eine in diese Richtung zielende Manahme ist die Ein­fhrung des Gleichheitsprinzips bei den Abstimmungen ber das Parteiprogramm und die Wahl des Parteivorsitzenden. Nachgedacht wird darber, langfristig die Macht des Party Boards zu Gunsten der Mitglieder zu beschneiden, wobei aber mit Widerstand gerechnet wird. Online-Umfragen soll es geben, aber hauptschlich um mit den Mitgliedern in Kontakt zu bleiben, sie haben keinen bindenden Charakter. ber offene Vorwahlen bei der Nominierung von Kandidaten wie auch offene Kandidatenlisten wird nicht nachgedacht.


    Fr Neumitglieder soll es eine Mitgliedschaft "light" geben, mit einem deutlich redu­zierten Jahresbeitrag und beschrnkten Abstimmungs- und Wahlrechten. Besondere Anreize oder Bonifikationen irgendeiner Art gibt es nicht. Eine Zusammen-arbeit mit lokalen, natio­nalen und internationalen Brgerinitiativen zur Strkung der Prsenz, der lokalpolitischen Vernetzung und des Profils der Partei spielt fr das Selbstverstndnis der |24|Partei eine groe Rolle. Der Erfolg der Reformbemhungen kann jedoch frhestens bei den nchsten Wahlen evaluiert werden.


    Nach der bernahme der Parteifhrung durch Vasile Blaga wurde 2013 auch bei der Demokratisch-Liberalen Partei Rumniens (PD-L) ein umfangreicher Reformprozess eingeleitet. Der Prozess ist noch im Verlauf. Auslser war die verlorene Parlamentswahl 2012.


    Die Partizipationsrechte der Mitglieder sollen ausgeweitet werden. So wird der Parteivorsitzende durch den Parteitag gewhlt. Das zhlt zwar zu den Grundstzen innerparteilicher Demokratie, aber bei der PD-L ist es blich, dass die Kandidaten fr den Parteivorsitz ihr eigenes Programm verfechten. Auf dem Parteitag wird dann nicht nur der Kandidat, sondern auch sein Programm gewhlt, das dadurch zum Parteiprogramm wird. Bei der inhaltlichen Ausgestaltung des Programms haben die Mitglieder weiterhin wenige Partizipationsmglichkeiten. Mitglieder sollen sich und ihr Wissen zuknftig aber als Experten in den Fachausschssen einbringen knnen.


    Bei der Gewinnung von Mitgliedern sind die Reformbemhungen eher zurckhaltend. Grund hierfr ist eine rumnische Besonderheit, nach der die Menschen sich nicht langfristig in einer Partei und aus berzeugung engagieren, sondern zu groen Zahlen in die Partei eintreten, die gerade die Regierungsmehrheit stellt. Sobald die Partei dann nicht mehr in der Regierungsverantwortung steht, folgt eine regelrechte Austrittswelle. Eine auf langfristige Parteibindung angelegte Kampagne, um Mitglieder zu gewinnen, ist demnach nicht sehr erfolgsversprechend. Aus diesem Grund gibt es auch keine zielgruppenspezifische Mitgliederwerbung. Zur Einbeziehung von Nichtmitgliedern sollten mehrere Vorfeldorganisationen |25|dienen, die derzeit aber nicht arbeitsfhig sind. Nichtmitglieder sind aber eingeladen, an Veranstaltungen der Partei und ihrer Unterorganisationen teilzunehmen.

  


  
    Fazit|26|


    Dieser berblick ber krzlich eingeleitete und noch laufende Reformprozesse in vier europischen Parteien zeigt, dass sie keine statischen Gebilde sind, deren Organisationsverfahren und -routinen ber mehrere Dekaden unvernderlich bleiben. Vielmehr handelt es sich um responsive Organisationen, die Vernderungen ihrer Umwelt wahrnehmen und darauf reagieren. Parteien sind "Vereinigungen von Brgern, die dauernd oder fr lngere Zeit fr den Bereich des Bundes oder eines Landes auf die politische Willensbildung Einflu nehmen …" (Deutscher Bundes­tag 1994, § 2 PartG), d. h. in ihnen handeln Tag fr Tag Menschen |27| aus unterschiedlichsten Motiven und mit unterschiedlichsten Ambitionen. Reformprozesse gleichen daher Operationen "am offenen Herzen" und werden nicht von jedermann gleich bewertet. In reformbegleitenden Publikationen ist zwar ebenso wie in der Reformpraxis hufig von "Mitmachpartei" oder von temporrem und projektbezogenem Engagement ohne volle Mitgliedschaftsverpflichtungen oder dauerhafte Bindung die Rede (Bergmann u.a. 2010). In der Praxis stoen aber derartige Ideen von auen nicht immer auf ungeteilte Zustimmung. Gerade tradierte Volksparteien zeigen noch immer ein gewisses Ma an ­­Struktur- und Verfahrenskonservatismus, der umfassenderen Reformen zum Teil entgegenwirkt. Fr die Organisationsverant­wortlichen luft das auf einen schwer aufzulsenden Konflikt zwischen den Erwartungen der langjhrigen Mitglieder und Funktionre und den angenommenen Erwartungen der um­worbenen Neumitglieder und "Mitmacher" hinaus, der in der Regel darin mndet, dass den interessierten Brgern themenbezogene "light"-Versionen des Mitmachens angeboten werden. Auch ein vollumfnglicher Mitgliederentscheid in Sach- und Per­sonalfragen ist, wie die Beispiele zeigen, nicht die Regel, wenn-gleich Mitglie­dern mehr, allerdings auch nicht immer verbindliche Mitspracherechte ein­gerumt werden. Lediglich bei der (meist sicheren) Wahl der Parteivorsitzenden geht der Trend in Richtung Urabstimmungen, aber nur zwei der hier nher dargestellten Parteien, der CDA und die SP, erwhnen die Einfhrung des Mitgliederprinzips anstelle des Delegiertenprinzips. Offene Vor­wahlen sind fr keine Partei derzeit eine Option.


    Politische Groorganisationen, und dazu zhlen (Volks)Parteien ohne jeden Zweifel, stehen hufig vor der strategischen Ent­scheidung, entweder die Mitgliedschafts-"Logik" oder die Ein­fluss-"Logik" zu strken (Schmid 1998). Komplett basis­demokratische Parteien leiden nicht selten an Einfluss- und |28|Strategiedefiziten und umgekehrt. Die politische Main­stream­publizistik und Teile des urbanen Brgertums verlangen jedoch nach politischen Ausdrucksformen oder sie schaffen sich diese selbst. Um den Anschluss an diese meinungsstarke Klientel nicht zu verlieren, sind auch traditionelle Parteien gezwungen, ihre Strukturen und Verfahren ein Stck weit zu ffnen, ohne den strukturellen und den inhaltlichen Kern aufzugeben. Verzichten knnen sie auf den ggf. auch befristeten Input interessierter Brgerinnen und Brger sowie das Halten des Anschlusses an gesellschaftliche und technische Trends nicht, aber es bleibt ein Spagat zwischen der Pflege und Anerkennung innerparteilicher Leistungstrger zum einen und der notwendigen Wandlungs- und Innovationsfhigkeit zum anderen.

  


  
    Handlungsempfehlungen|30|


    1.
 Parteireformen werden am gnstigsten aus einer Position der Strke, d. h. als Regierungspartei angegangen. Umfassende Reformen nach Krisen sind zwar die Regel und in den meisten Fllen auch unvermeidlich, sie sind aber auch ein Eingestndnis des Scheiterns und kommen hufig zu spt. Reformberlegungen einer Regierungspartei sind Ausdruck von Strategiefhigkeit und Zukunftsorientierung.


    2.
 Parteireformen drfen kein Selbstzweck sein. Gute Erfahrungen und neue Anstze ande­rer Parteien knnen zwar Anregungen fr Reformanstze der eigenen Partei geben, sie drfen allerdings nie nachgeahmt werden.


    3.
 Die viel zitierten Anstze wie Mitgliederentscheide in Sach- oder Personalfragen, eine ffnung der Parteistrukturen fr Nichtmitglieder, temporre und beitragsfreie "Schnupper­mitgliedschaften", Kandidaturen mit offenen Listen, die Rekrutierung von "Seiteneinsteigern" umreien zwar das Arsenal von Mglichkeiten, etablierte Parteien zu reformieren, sie sollten aber nicht alle gleichzeitig und auch nicht flchendeckend zum Einsatz kommen. Wichtiger ist es u. U., auf lokaler Ebene Reformanstze zu testen, sie auszuwerten und sie erst dann auszuweiten.


    4.|31|

    Parteireformen mssen im Dialog mit den Mitgliedern und Funktionren einerseits und mit interessierten Brgerinnen und Brgern andererseits angegangen werden. Dazu ist lokale Prsenz unerlsslich. Online-Verfahren zur Einbindung von Mitgliedern und Nichtmitgliedern sind ein wichtiges und effizientes Instrument der Ansprache und Mobilisierung, aber fr eine Volkspartei bei weitem nicht das einzige.


    5.
 Bevor eine etablierte Partei Gefahr luft, mit einem Reforman­satz, z. B. der ffnung fr Nichtmitglieder, die aktive Basis zu demoralisieren, erscheint es angebrachter, den bisherigen Mitgliederstamm strker in innerparteiliche Diskussions- und Entscheidungsprozesse einzubinden. Entscheidend ist, dass Neumitglieder vom ersten Tag an in die fachliche und pro­grammatische Arbeit eingebunden werden und sie so das Gefhl bekommen, gebraucht zu werden.


    6.
 Organisationsreformen sind nur ein Baustein auf dem Weg in die Zukunftsfhigkeit von etablierten Parteien. Brgernhe, problemlsungsorientierte und mehrheitsfhige Politikanstze sind ein anderer. Parteien, die einen Groteil der Bevlkerung davon berzeugen knnen, dass sie sowohl lngerfristig angelegte Politikentwrfe verfolgen als auch konkrete All­tagsprobleme lsen knnen, haben auch Zukunft.
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